
18

Donnerstag, 11. April 2024Basel-Stadt

Teures Hitzeschutz-Paket gibt zu reden
Der Grosse Rat bewilligt 9,4 Millionen Franken für mobile Baumtöpfe, Sonnenschirme und Sprühnebelverdunster.

Nora Hoffmann

Rund 200 Personen aus dem
Basler Mittelstand, die 100 Pro-
zent berufstätig sind, müssen
ihre Jahressteuern für den neus-
ten Klima-Verbesserungs-Vor-
schlagderRegierungabdrücken:
Zwischen 10 500 und 15 000
Frankenkostet einelektrischbe-
dienbarer Sonnenschirm, der
amRhein fürmehrSchattensor-
gen soll. Seit das bekannt ist, er-
regt kaum etwas die Gemüter in
der Stadt mehr. Entsprechend
hitzig war die Debatte vom Mitt-
woch im Grossen Rat.

Konkret hat das Parlament
für die 10 Jahre ab 2025 9,4
Millionen Franken für die
Umsetzung diverser Klima-
Massnahmen gesprochen. Das
Stadtklimakonzept gilt gemäss
Ratschlag für das gesamte Kan-
tonsgebiet. Die mit dem Rat-
schlagbeantragtenMittelbetref-
fen aber primär Massnahmen
undProjekteaufdemGebietder
Stadt Basel. Dies, weil das Stadt-
gebiet am stärksten von der zu-
nehmenden Hitze betroffen ist.

Der Regierungsrat schlug
vor, für zehn Jahre lang an 80
über die Stadt verteilten Stand-
orten rund 300 mobile Elemen-
te zur Kühlung, Beschattung
und Begrünung zu platzieren.
«Die Mehrheit dieser Elemente
soll in einem Turnus von etwa
drei Jahren an neue Standorte
verschoben werden», wie die
Regierung erläutert hat.

Streitpunkt
Sonnenschirme
Die Umwelt-, Verkehrs- und
Energiekommission (Uvek) setz-
te sichan fünfSitzungenmitden
Sofortmassnahmen auseinan-
der.Zuredengaben insbesonde-
rediemobilenElementeundde-
renRotationzwischeneinzelnen
Standorten. Die Uvek erachtete

eine solche als nicht sinnvoll,
was auf Zustimmung stiess. Die
Uvek beantragte dem Grossen
Rat dennoch, dem Antrag des
Regierungsrats zuzustimmen.

Baudirektorin Esther Keller
(GLP) sagte: «Es ist rund drei
Jahre her, seit wir den eigentli-
chen Masterplan, das verbindli-
che Stadtklimakonzept mit neun
Handlungsfeldern, verabschie-
det haben.» Heute gehe es nicht
um eine Grundsatzfrage: «Bäu-
me im Boden sind immer bes-

ser.» Es gehe um Ergänzungen.
Tonja Zürcher (GAB) sagte:
«Wir alle wissen, dass weder
Topfpflanzen noch Sonnen-
schirme noch Sprühnebel gegen
die Sommerhitze nützen.» Wes-
halb werde darüber geredet, an-
statt über wirksame Massnah-
men, fragte Zürcher. Mit dem
Stadtklimakonzept liege die
Analyse vor, wo gehandelt wer-
den müsse. Die Hitzehotspots
sind in den Quartieren St. Jo-
hann, Iselin, Gundeldingen,

Matthäus, Klybeck und auch in
der Innenstadt. Begrünt und
entsiegelt werde aber nicht da,
wo es am dringendsten nötig sei,
sondern nur da, wo ohnehin
eine Sanierung anstehe.

«Verstehen sie mich nicht
falsch, ich habe auf dem Balkon
auch Topfpflanzen, aber ich bil-
de mir nicht ein, damit etwas
gegen das Klima zu tun.» Gera-
de die Menschen in den Hot-
spots fühlten sich zu Recht im
Stich gelassen. Der Ratschlag sei

eine «9-Millionen teure Beruhi-
gungspille, die wir so nicht
schlucken wollen», so Zürcher.

«Einefinanzpolitische
Unverschämtheit»
SVP-Sprecher Pascal Messerli
sagte, er spüre weder im Bau-
und Verkehrsdepartement
(BVD) noch beim Regierungsrat
den Willen, bestehende Grün-
flächen zu erhalten. «Schaffen
Sie doch nicht nur dort Grünflä-
chen, wo sie noch einen Park-

platz abschaffen können.» Mes-
serli sprach von einer «finanz-
politischen Unverschämtheit».
«Haben wir zu viel Geld? Leben
wir in einer Wohlstandsver-
wahrlosung?»

Mitte-EVP-Sprecher Franz-
Xaver Leonhardt sprach sich da-
für aus, vorerst mal einen Drittel
der Sonnenschirme zu installie-
ren. Die Forderung mit diesem
Pilotversuch stammte von Anni-
na von Falkenstein (LDP).

GLP-Sprecherin Brigitte
Kühne bezeichnete die Anschaf-
fung als «Klimaadaption». «Die
GLP begrüsst diese temporären
Sofortmassnahmen. Mobile
Massnahmen sind nur ein Mo-
saikstein.» Ablehnung führt
nicht zu mehr, sondern zu weni-
ger Grün in der Stadt. Und: Auch
Menschen, die sich einen Be-
such im Restaurant nicht leisten
könnten, hätten einen Anspruch
auf Schatten. Jedes Grün zählt.»

MehrheitdesRatesdafür–
SVPundGABdagegen
Während die Fraktionen SP,
FDP, LDP, Mitte/EVP und GLP
die Massnahmen begrüssten,
verlangten SVP und eine GAB-
Mehrheit eine Rückweisung an
die Regierung. Sprecherin Raf-
faela Hanauer (Grüne) sagte:
«Wir sollten als Allererstes
schauen,wobegrünenundpflan-
zen möglich ist, und erst dann
solchetemporärenMassnahmen
andenken, wenn klar ist, wo das
nicht geht.» Sie werde dem Rat-
schlag zustimmen.

Das tat denn auch der Gros-
se Rat deutlich mit 74:15 Stim-
men bei einer Enthaltung. Den
Antrag von Annina von Falken-
stein (LDP),derdieAnschaffung
einergeringerenMengeSonnen-
schirme als Pilotprojekt forder-
te, wurde knapp mit 48 zu 47
Stimmen bei einer Enthaltung
angenommen.

Strafgericht erhält zwei neue Teilzeitstellen
Der Grosse Rat will die Überlastung des Gerichts mit 130 Stellenprozenten entlasten.

Silvana Schreier

Das Basler Strafgericht braucht
mehr Personal. Denn einerseits
hat der Aufwand aufgrund der
komplexeren Strafprozessord-
nung zugenommen, anderer-
seits muss das Gericht immer
mehr umfangreiche Verhand-
lungen bearbeiten. Deshalb for-
derte das Gericht selbst eine
Pensumaufstockung um 100
Prozent, was die Regierung
unterstützte.

Die Justiz-, Sicherheits- und
Sportkommission (JSSK) des
Grossen Rats schlug in ihrem
Bericht vor, die Judikative mit je
einer Stelle mit 80 und eine mit
50 Prozent Pensum aufzusto-
cken. Der Bedarf sei unbestrit-
ten. Die Regierung jedochwollte
bei einer einzigen 100-Prozent-
Stelle bleiben. Justizdirektorin
Stephanie Eymann (LDP) sagte
im Rat: «Wir bezweifeln in kei-
ner Weise, dass der Mehrauf-
wand wirklich gegeben ist.»
Aber da der Gerichtsrat selbst

die ursprüngliche Forderung ge-
stellt hatte, wolle man dabei
bleiben.

Für die Justiz war Stephan
Wullschleger, Präsident des
Gerichtsrats, anwesend im
Grossen Rat. Er sei froh, dass
Parlament und Regierung den
Bedarf des Strafgerichts erkannt

habe. Gleichzeitig gibt er zu,
dass die Forderung mit einem
einzigen 100-Prozent-Pensum
zu niedrig ist. Wullschleger:
«Wir haben uns aber gescheut,
mehr als eine weitere Stelle zu
beantragen, obwohl der Bedarf
da ist.»

Gute bis sehr gute Kandidie-
rende würden sich eher oder nur
auf Teilzeitstellen bewerben.
Darum ist laut Wullschleger ein
guter Mix aus Teilzeit- und Voll-
zeitstellen für die Gerichte sehr
wichtig. Der Gerichtsrat stützt
deshalb den Antrag der Kom-
mission, zwei Teilzeitstellen zu
schaffen.

«Vorausschauend,flexibel
undzeitgemäss»
Die LDP und die SVP gelangten
mit Änderungsanträgen an das
Parlament. Beide Fraktionen
wollten die ursprüngliche Ver-
sion – wie auch die Regierung –
umgesetzt sehen. LDP-Grossrat
Lukas Faesch sieht Teilzeitstel-
len bei den zunehmend umfang-

reicheren Fällen als nicht sinn-
voll an. «Es gilt, die individuelle
Lebensgestaltung und die Straf-
justiz gegeneinander abzuwä-
gen – da hat die Strafjustiz Vor-
rang», sagt er als Sprecher für
beide Fraktionen.

Fleur Weibel vom Grün-Al-
ternativen Bündnis zeigte sich
erstaunt darüber, dass die Re-
gierung sich nicht auf die Lö-
sung der JSSK einlässt. Dabei sei
diese «vorausschauend, flexibel
und zeitgemäss». Weibel: «Und
der allerwichtigste Punkt ist, der
Vorschlag der Kommission wird
vom Strafgericht und vom Ge-
richtsrat begrüsst. Darum soll-
ten wir dem Folge leisten.»

In der Schlussabstimmung
lehnte der Grosse Rat die Än-
derungsanträge ab und folgte
der Kommission. Mit 71 Ja- und
25 Nein-Stimmen bei einer Ent-
haltung wurde die Änderung des
Gerichtsorganisationsgesetzes
gutgeheissen. Zu einem späte-
ren Zeitpunkt folgt die Anpas-
sung des Budgets.

Sprühnebelduschen, wie hier auf demMünsterplatz, sollen der Basler Bevölkerung als Abkühlung dienen. Bild: Nicole Nars-Zimmer

Primarschule darf
gebaut werden
Walkeweg Der Neubau der Pri-
marschule Walkeweg gehört zur
Entwicklung des Areals beim
Dreispitz. Dass es das Projekt
braucht, ist nicht umstritten.
Doch dass sich dort künftig
Suchterkrankte und Schulkinder
begegnen sollen, davon waren
Kommissionen und Grossrats-
mitglieder nicht begeistert.
Denn in unmittelbarer Nähe
zum Schulneubau befindet sich
die Kontakt- und Anlaufstelle
Dreispitz. Die vorberatende Bil-
dungs- und Kulturkommission
sowie die SVP beantragten die
Rückweisung des Ratschlags
über 56 Millionen Franken. Bau-
direktorin Esther Keller (GLP)
beschwichtigte: «Wir stehen
unter Druck.» Aufgrund des
Wohnbauprojekts mit rund 650
Wohnungen sei das Schulhaus
dringend nötig.

Der Grosse Rat folgte
schliesslich der Regierung und
bewilligte die Ausgaben von
56 Millionen Franken für den
Neubau von Primarschulhaus,
Doppelkindergärten,Turnhallen
und Tagesstrukturangebot. (sil)

«Auslastung unter
dem Durchschnitt»
Musical Theater Das Musical
Theater Basel sei «wirtschaft-
lich gescheitert», schrieb der
Regierungsrat am 7. März. GLP-
Grossrat Johannes Sieber miss-
traute dieser Behauptung und
forderte in einer Interpellation,
die Einschätzung mit Zahlen zu
belegen. Gestern beantwortete
Finanzdirektorin Tanja Soland
(SP) den Vorstoss. Die Beurtei-
lung beruhe auf einer «Studie
externer Spezialisten», die dem-
nächst vorgelegt würde. Die
Grobkostenschätzung für eine
kurzfristige Sanierung betrage
rund 26 Millionen Franken mit
einer potenziellen Abweichung
von 25 Prozent. Für eine lang-
fristige Nutzung müsse man mit
zusätzlichen Sanierungskosten
von 38 bis 57 Millionen Franken
rechnen, doch dafür fehlten die
Rücklagen. Zudem hätten die
Erfahrung der vergangenen drei
Jahrzehnte gezeigt, der Versuch
der MCH Group sei gescheitert,
Basel als Musical-Destination zu
etablieren, so Soland. Die «Aus-
lastung lag weit unter dem euro-
päischen Durchschnitt.» (sig)

«Wir
bezweifeln in
keinerWeise,
dassder
Mehraufwand
gegeben ist.»

StephanieEymann
Justizdirektorin


